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V E R A N S T A L T U N G S B E I T R A G  

 

Kurden kontrollieren Kirkuk 
INTERNATIONALE KONFERENZ DEBATTIERT DIE NEUE DYNAMIK IN DER KURDEN-

FRAGE

Aktuell überschlagen sich die Nachrichten 
aus der Kurdenregion: Die von Erbil kontrol-
lierten kurdischen Peshmerga in der iraki-
schen Region Kurdistan haben die Kontrolle 
über die Ölstadt Kirkuk übernommen, die 
seit 2012 vom Dijila Operationskommando, 
einer Sondereinheit der irakischen Armee in 
den umstrittenen Regionen, kontrolliert 
worden war. 

Das „Jerusalem von Kurdistan“ genannte 
Kirkuk ist zwischen Irakischer Region Kur-
distan und irakischer Zentralregierung um-
stritten. Ein Referendum über die Zugehö-
rigkeit von Kirkuk zur Irakischen Region 
Kurdistan sollte schon vor sieben Jahren 
stattfinden, wurde aber immer wieder ver-
schoben. Der Generalsekretär im für die 
Peshmerga zuständigen Ministerium in der 
Kurdischen Regionalregierung, Generalleut-
nant Jabbar Yawar, verwies in einer Stel-
lungnahme nach der Kontrollübernahme der 
kurdischen Peshmerga aber auf die koope-
rative Zusammenarbeit zwischen den iraki-
schen und den kurdischen Sicherheitskräf-
ten. So seien insbesondere drei militärische 
Führer der irakischen Einheiten über den 
Flughafen in Erbil nach Bagdad zurückge-
kehrt.  

Doch nicht nur im Irak hat die Kurdenfrage 
in nur wenigen Jahren einen sehr dramati-
schen Wandel erfahren. Dies machten am 
12. Juni auf der internationalen Konferenz 
„Aktuelle Entwicklungen in der Kurdenfrage“ 
von Konrad-Adenauer-Stiftung und Stiftung 
Wissenschaft und Politik nicht nur die inter-
nationalen Experten in ihren Referaten 
deutlich. Auch die aktuelle Nachrichtenlage 
veranschaulichte, wie sehr die Kurden heute 
als regionale Akteure wahrgenommen wer-

den und welche wichtige Rolle für die regio-
nale Dynamik sie heute spielen.  

Gerade das Beispiel der irakischen Kurden 
machte aber für die Konferenzteilnehmer 
aus Wissenschaft, Nichtregierungsorganisa-
tionen und Politik deutlich, dass die Kurden-
frage sich von einem Sorgenkind zu einem 
konstruktiven und potentiell die Stabilität 
und Sicherheit in der gesamten Region un-
terstützenden Element entwickelt hat und 
noch ein erhebliches Potenzial in diese Rich-
tung enthält. Gerade die regionalen Bezie-
hungen geben darüber Auskunft: So ist der 
Handel zwischen der Türkei und der Iraki-
schen Region Kurdistan in den letzten Jah-
ren geradezu explodiert und übertrifft den 
Handel mit dem restlichen Irak bei weitem. 
Die Türkei profitiert insbesondere in der 
ehedem wirtschaftlich sehr benachteiligten 
und ebenfalls von Kurden besiedelten süd-
ostanatolischen Region sehr von diesem 
wirtschaftlichen Aufschwung. Im Vergleich 
zu anderen Regionen im Irak ist die Kurden-
region auch ein sehr sicherer Ort, der viele 
Jahre von Anschlägen verschont geblieben 
war.  

Besonders beeindruckt zeigten sich deut-
sche Politiker auf der Konferenz, die in den 
letzten Wochen noch persönlich diese Regi-
on besucht hatten. Eine verstärkte Zusam-
menarbeit auch Deutschlands mit der Iraki-
schen Region Kurdistan wurde daher sowohl 
politisch als auch wirtschaftlich als eine 
sinnvolle Perspektive aufgezeigt. Mit Sorge 
wurde allerdings vermerkt, dass sich das 
Verhältnis zwischen der Kurdenregion und 
der irakischen Zentralregierung in den letz-
ten Monaten deutlich verschlechtert hat: Die 
Zahlungen an die Kurdenregion, zu denen 
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die Zentralregierung verpflichtet ist, da die 
Irakische Region Kurdistan einen Anspruch 
auf 17 Prozent der Öleinnahmen hat, wurde 
erst auf die Hälfte reduziert und seit März 
ganz eingestellt. Unterdessen hat die Iraki-
sche Region Kurdistan damit begonnen, das 
in der Region vergleichsweise kosteninten-
siv geförderte Schwarze Gold selbst zu ex-
portieren. Trotz dieser konfrontativen Ent-
wicklung äußerten die Experten auf der 
Konferenz die Hoffnung, dass die gemein-
samen Sicherheitsinteressen im Kampf ge-
gen ISIS die Zusammenarbeit zwischen 
Zentralregierung und Kurden wieder positiv 
stimulieren könnte.  

Ein echter Wertewandel in der Kurdenfrage 
ist in der Türkei zu beobachten, wie von 
verschiedenen Experten ausgeführt wurde. 
So war der kurdische Präsident Barzani vom 
türkischen Ministerpräsidenten Erdogan 
nach Diyarbakir eingeladen worden. In der 
größten Stadt der türkischen Kurdenregion 
wurde Barzani dann im vergangenen No-
vember bejubelt wie ein Volksheld. Wenn-
gleich dies von einigen politischen Vertre-
tern der türkischen Kurden –insbesondere in 
der Kurdenpartei BDP- als geschicktes 
Wahlkampfmanöver der türkischen Regie-
rungspartei AKP interpretiert worden war, 
um die Stimmen der kurdischen Wähler vor 
den kürzlich abgehaltenen Kommunalwah-
len zu gewinnen, so war dieser Besuch, bei 
dem der türkische Ministerpräsident erst-
mals den jahrzehntelang tabuisierten geo-
graphischen Begriff „Kurdistan“ in den Mund 
genommen hatte, doch ein Symptom für die 
Zeitenwende in der Kurdenfrage. Die Kur-
denfrage kann heute in der Türkei genauso 
offen und kontrovers diskutiert werden, wie 
in Deutschland, wurde auf der Konferenz 
bemerkt.  

Und kontrovers ist die Diskussion weiterhin. 
Nicht nur, aber besonders, wenn es um die 
Rolle der PKK geht. Hier ist die Türkei heute 
in einer sehr sensiblen Verhandlungssituati-
on und Ministerpräsident Erdogan hat sich -
anders als seine Vorgänger - zum politi-
schen Lösungsprozess bekannt und diesen 
gegen viele Widerstände vorangetrieben. 
Dass die Europäische Union ein Interesse an 
dem Erfolg dieses Prozesses hat und diesen 
mit ihren Möglichkeiten unterstützen sollte, 

war Konsens auf der Konferenz. Auseinan-
der gingen jedoch die Ansichten, welcher 
Umgang mit der PKK, die in Deutschland 
seit 1993 verboten ist, hierzu am zweckmä-
ßigsten sei. Eine Aufhebung des Verbotes ist 
allerdings nach Ansicht der Experten aktuell 
keine Option, weder in der EU, noch in den 
Vereinigten Staaten.  

Diese Debatte wurde auch ganz ähnlich in 
der syrischen Kurdenfrage geführt. Hier 
wird die - in den syrischen Kurdengebieten 
einen Alleinvertretungsanspruch teilweise 
mit brutalen Mitteln durchsetzende PYD - 
als „syrischer Arm der PKK“ wahrgenom-
men. Wie der PKK, so werden auch der PYD 
massive Menschenrechtsverletzungen vor-
geworfen. Eine Aufnahme auf die Terrorliste 
könnte als Druckmittel auf die PYD genutzt 
werden, damit diese eine pluralistische und 
demokratisch-rechtsstaatliche Entwicklung 
in den syrischen Kurdenregionen künftig 
nicht nur propagiere, sondern auch umset-
ze. Doch die syrische Kurdenfrage erscheint 
auch im Kontext der gesamtsyrischen Situa-
tion besonders „offen“: Sobald Assad seine 
Macht wieder soweit gefestigt habe, dass er 
dazu in der Lage sei, werden seine Truppen 
die Kurdengebiete wieder überrennen“, 
prognostizierte ein Teilnehmer der Tagung.  

Und der Iran? Noch 1992 ließ das Regime 
fünf Oppositionelle im Berliner Restaurant 
„Mykonos“ brutal hinrichten, wofür die Täter 
15 Jahre im Gefängnis saßen, bis sie in den 
Iran ausgeliefert wurden. Doch heute sind 
die iranischen Kurden auf der Seite des ira-
nischen Präsidenten Rohani, der ihrer An-
sicht nach für einen moderaten Kurs in der 
Kurdenpolitik und für einen gesellschaftspo-
litischen „Wandel“ stehe. So haben die Kur-
den bei den Präsidentschaftswahlen in den 
drei iranischen Kurdenprovinzen bis zu 20% 
mehr für Rohani gestimmt als der Rest des 
Landes. Für Rohani, der seine Politik auch 
gegen nationalistische Gegner verteidigen 
muss, ist diese überragende kurdische Un-
terstützung sehr wichtig für eine ausgewo-
gene Regionalpolitik. Seine Dankbarkeit 
zeigte er den Kurden durch einen Politik-
wechsel in der wichtigen Sprachenfrage: Als 
Mitglied des Nationalen Sicherheitsrates 
hatte er die kurdische Sprache an Schulen 
und Universitäten des Landes noch abge-
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lehnt, unter seiner Regierung setzt sich das 
Bildungsministerium nun aber offensiv hier-
für ein. Die hohe Unterstützung der Kurden 
für Rohani sei ein politischer Auftrag für 
seine Regierung, erläuterte ein Experte.  

So unterschiedlich die Entwicklung der Kur-
denfrage in den vier Hauptsiedlungsländern 
Türkei, Irak, Iran und Syrien auch ist, eines 
ist der Situation doch gemeinsam: Die Lage 
ist oftmals noch sehr fragil, der Ausgang der 
teilweise sehr dynamischen politischen Pro-
zesse ist noch keineswegs sicher. Doch die 
Kurden sind in ihren Ländern wichtige politi-
sche Akteure geworden, die immer weniger 
von außen als Gegenspieler territorialer In-
tegrität instrumentalisiert werden können. 
Sie spielen heute eher eine für die ganze 
Region potentiell stabilisierende Rolle. Ein 
großes Problem bleiben aber die innerkurdi-
schen Konflikte: Insbesondere zwischen den 
militanten PKK-Kräften und der mit der tür-
kischen Regierung verbündeten KDP von 
Präsident Barzani, sowie die noch in den 
Kinderschuhen steckende Demokratisie-
rungsdebatte der syrischen Kurden, machen 
dabei deutlich, dass die Kurdenfrage noch 
für viele Jahre ein hochgradig spannendes 
Thema der internationalen Politik bleiben 
wird.  

 

 


